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Städtebund fordert "ein besonders großes Stück"
vom Steuerkuchen

Finanzausgleich: 93 Milliarden Euro werden an Bund, Länder und Kommunen verteilt

linz. Der Anspruch für den anstehenden Finanzausgleich sei "sicherlich nicht
unverschämt" oder "hochtrabend", sagte der Linzer Bürgermeister und Präsident des
oberösterreichischen Städtebundes Klaus Luger (SP), sondern "absolut gerechtfertigt".
"Die Städte und Gemeinden brauchen viel mehr Geld." Statt zwölf sollen diese künftig
18 Prozent der Steuereinnahmen des Bundes erhalten, das bedeutet ein Plus von 5,6
Milliarden Euro.

Insgesamt geht es beim Finanzausgleich um rund 93 Milliarden Euro an
gemeinschaftlichen Steuern, die zwischen den Gebietskörperschaften - Bund, Länder,
Städte und Gemeinden - aufgeteilt werden sollen. Anfang Dezember 2022 hatten die
Verhandlungen begonnen, sie werden sich noch über Monate ziehen, denn nach den
Ländern fordern nun auch Gemeinden und Städte ein größeres Stück vom Steuerkuchen.
2024 soll ausbezahlt werden.

Der Ausgleich wird alle vier bis sechs Jahre neu verhandelt. Heuer soll dafür ein neuer
Verteilungsschlüssel erarbeitet werden, zumindest wenn es nach dem Präsidium des
oberösterreichischen Städtebundes geht.

"Im Stich gelassen"

Der bisherige Schlüssel sah 68 Prozent der Einnahmen für den Bund, 20 für Länder und 12
für Städte und Gemeinden vor. Den Letzteren "wurden in den letzten Jahren immer mehr
Aufgaben übertragen", sagte der Welser Bürgermeister Andreas Rabl (FP). Die Bnanzielle
Unterstützung sei aber gleich geblieben. Man werde "im Stich gelassen". Daher müsse
der Anteil auf 18 Prozent steigen, fordert der Städtebund, dem neben Luger und Rabl
auch die Bürgermeister von Leonding und Perg, Sabine Naderer-Jelinek (SP) und Anton
Froschauer (VP) vorstehen. Der Bund solle stattdessen nur 62 Prozent erhalten.

Eine Neuregelung brächte Linz 150 Millionen Euro zusätzlich ein, rechnet Luger. Wels
würde 37,5 Millionen und Steyr 30 Millionen Euro mehr erhalten. Geld, das man dringend
brauche, etwa um die Kinderbetreuung zu Bnanzieren. In Leonding, der viertgrößten Stadt
Oberösterreichs, seien die Kosten für Kinderbetreuung vergangenes Jahr von 4,5 auf
sechs Millionen Euro gestiegen, sagte Bürgermeisterin Naderer-Jelinek.

Für die PEege erhalten die Kommunen heuer 455,6 Millionen Euro, dies entspricht
einer Erhöhung von 4,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Doch die Kosten samt
Gehaltserhöhungen sind um 8,23 Prozent gestiegen. Der Städtebund will daher auch hier
eine Anpassung der Mittel.

Mehr Geld fordert der Perger Bürgermeister Froschauer auch für den Ausbau des
öffentlichen Verkehrs. Alleine die Stadtregionen bräuchten 1,25 Milliarden Euro jährlich
für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs und die Umrüstung auf umweltschonende
Fahrzeuge. (mis)
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Bild: Drei Parteien im Vorsitzteam des Städtebunds: Froschauer (VP), Rabl (FP), Naderer-Jelinek und Luger
(beide SP) Stadt Linz
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Dialog im Krieg

A m 23. und 24. Februar ist
Wien Gastgeber der nächs-
ten OSZE-Konferenz.

Die OSZE, die Organisation für
SicherheitundZusammenarbeit in
Europa, ist aus der KSZE hervorge-
gangen, der Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Euro-
pa. Mit der KSZE und der so ge-
nannten Schlussakte von Helsinki

Die OSZE-Konferenz und
die russische Delegation

im Jahre 1975 ist ein entscheiden-
der Schritt zur Überwindung des
Ost-West-Konflikts verbunden.

Wenn nun ausgerechnet zum
Jahrestag des russischen Angriffs
auf die Ukraine eine OSZE-Konfe-
renz stattfindet, ist das allein
schondeshalbmit enormer Bedeu-
tungaufgeladen.Bereits inderVor-
woche haben zahlreiche OSZE-Mit-
gliedsländer die Forderung an Ös-
terreich erhoben, russische Dele-
gierte nicht einreisen zu lassen.

Österreichs Außenminister Ale-
xander Schallenberg hat diesem
Verlangen mit Hinweis auf das be-
sondere FormatderOSZEzuRecht
nicht nachgegeben. Man braucht
trotz des schrecklichen Krieges
dieseFensterdesDialogs.DieOSZE
ist aufgrund ihrer Entstehungs-
geschichte prädestiniert dafür.

ÜBERBLICK

Vorzugsstimmen-Sieger
in Niederösterreich fix
SANKTPÖLTEN. Seit gestern liegt das
amtliche Endergebnis der Nieder-
österreich-Wahl vor. An der Partei-
enstimmverteilung hat sich nichts
geändert. Die ÖVP kommt auf 39,9
Prozent, die FPÖ auf 24,2, die SPÖ
auf 20,7, die Grünen kommen auf
7,6 und die Neos auf 6,7 Prozent.
Die meisten Vorzugsstimmen
(rund 148.000) bekam Landes-
hauptfrau Johanna Mikl-Leitner
(VP), gefolgt von FP-Chef Udo Land-
bauer (rund 98.000) und demmitt-
lerweile zurückgetretenen SP-Chef
Franz Schnabl (rund 24.000).
Knapphinter Schnabl auf Platz vier
folgt dessen Parteikollege, der
Traiskirchener Bürgermeister An-
dreas Babler (ca. 21.000 Stimmen).

Abgelehnte Studierende
sollen in Pflege arbeiten
LINZ. Auf jeden Medizinstudium-
Platz in Linz kommen sechs Inte-
ressenten. All jene, die den Auf-
nahmetest nicht bestehen, will
Oberösterreichs SPÖ-Gesundheits-
sprecher Peter Binder, der auch
Aufsichtsratsmitglied im Kepler-
Klinikum ist, „für andere Gesund-
heitsberufe begeistern“. Er werde
diese Frage auch im Landtag the-
matisieren.

Mikl-Leitner (VP) bekam die meisten
Vorzugsstimmen. (APA/Fohringer)

Städtebund fordert „ein besonders
großes Stück“ vom Steuerkuchen
Finanzausgleich: 93 Milliarden Euro werden an Bund, Länder und Kommunen verteilt
LINZ. Der Anspruch für den anste-
henden Finanzausgleich sei „si-
cherlich nicht unverschämt“ oder
„hochtrabend“, sagte der Linzer
Bürgermeister und Präsident des
oberösterreichischen Städtebun-
des Klaus Luger (SP), sondern „ab-
solut gerechtfertigt“. „Die Städte
und Gemeinden brauchen viel
mehr Geld.“ Statt zwölf sollen die-
se künftig 18 Prozent der Steuer-
einnahmen des Bundes erhalten,
das bedeutet ein Plus von 5,6 Mil-
liarden Euro.

Insgesamt geht es beim Finanz-
ausgleich um rund 93 Milliarden
Euro an gemeinschaftlichen Steu-
ern, die zwischen den Gebietskör-
perschaften – Bund, Länder, Städ-
te und Gemeinden – aufgeteilt
werden sollen. Anfang Dezember
2022 hatten die Verhandlungen
begonnen, sie werden sich noch
über Monate ziehen, denn nach
denLändern fordernnunauchGe-
meinden und Städte ein größeres
Stück vom Steuerkuchen. 2024
soll ausbezahlt werden.

Der Ausgleich wird alle vier bis
sechs Jahre neu verhandelt. Heuer
soll dafür ein neuer Verteilungs-
schlüssel erarbeitet werden, zu-
mindest wenn es nach dem Präsi-
dium des oberösterreichischen
Städtebundes geht.

„Im Stich gelassen“
DerbisherigeSchlüsselsah68Pro-
zent der Einnahmen fürdenBund,
20 für Länder und 12 für Städte
und Gemeinden vor. Den Letzte-
ren „wurden in den letzten Jahren
immer mehr Aufgaben übertra-
gen“, sagte der Welser Bürger-
meister Andreas Rabl (FP). Die fi-
nanzielle Unterstützung sei aber
gleich geblieben. Man werde „im
Stich gelassen“. Daher müsse der
Anteil auf 18 Prozent steigen, for-
dert der Städtebund, dem neben
Luger und Rabl auch die Bürger-
meister von Leonding und Perg,
Sabine Naderer-Jelinek (SP) und
Anton Froschauer (VP) vorstehen.
Der Bund solle stattdessen nur 62
Prozent erhalten.

Eine Neuregelung brächte Linz
150Millionen Euro zusätzlich ein,
rechnet Luger. Wels würde 37,5

Millionen und Steyr 30 Millionen
Euromehrerhalten.Geld,dasman
dringend brauche, etwa um die
Kinderbetreuung zu finanzieren.
In Leonding, der viertgrößten
Stadt Oberösterreichs, seien die
Kosten für Kinderbetreuung ver-
gangenes Jahr von 4,5 auf sechs
Millionen Euro gestiegen, sagte
Bürgermeisterin Naderer-Jelinek.

Für die Pflege erhalten die Kom-
munen heuer 455,6 Millionen
Euro, dies entspricht einer Erhö-
hung von 4,3 Prozent gegenüber
dem Vorjahr. Doch die Kosten
samt Gehaltserhöhungen sind um
8,23 Prozent gestiegen. Der Städ-
tebund will daher auch hier eine
Anpassung der Mittel.

Mehr Geld fordert der Perger
Bürgermeister Froschauer auch
für den Ausbau des öffentlichen
Verkehrs. Alleine die Stadtregio-
nen bräuchten 1,25 Milliarden
Euro jährlich für den Ausbau des
öffentlichenVerkehrsunddieUm-
rüstung auf umweltschonende
Fahrzeuge. (mis)

Drei Parteien im Vorsitzteam des Städtebunds: Froschauer (VP), Rabl (FP), Naderer-Jelinek und Luger (beide SP) Stadt Linz

Polen: Kein Boykott des OSZE-Treffens inWien
Parlamentarische OSZE-Versammlung am 23. und 24. Februar – Konflikt um russische Teilnahme
WIEN.Polenwill in jedemFall ander
Parlamentarischen Versammlung
derOSZE am23. und24. Februar in
Wien teilnehmen, obwohl man zu-
vor vehement eine Ausladung der
russischen Delegation wegen des
Angriffskriegs Russlands in der
Ukraine gefordert hatte.

„Die polnische Delegation hat
nicht die Absicht, das Treffen in
Wien zu boykottieren“, hieß es aus
Kreisen der polnischen OSZE-Ab-
geordneten. Ein Fernbleiben von
der Tagungwäre völlig falsch, hieß
es. „Wirmüssenunsderrussischen
Propaganda vehement widerset-
zen und dürfen nicht zulassen,
dass die Parlamentarische Ver-
sammlung der OSZE ihr Forum
wird“, hieß es weiter von polni-
scher Seite.

In der vergangenen Woche hat-
ten wie berichtet 81 Abgeordnete

aus 20 Ländern vonÖsterreich ver-
langt, die Teilnahme der russi-
schen Delegation an der Tagung
der OSZE inWien zu verhindern. In
einem offenen Brief wurde Öster-
reichs Bundesregierung aufgefor-
dert, russischenAbgeordneten,die
unter internationalen Sanktionen
stehen, keine Visa für die Einreise
auszustellen.DerBrief ist auchvon
elf Mitgliedern der polnischen De-
legation unterzeichnet. Die OSZE
hat 57 Mitgliedsstaaten.

Tolstois Urenkel
Russlandwill an derVersammlung
der OSZE in Wien teilnehmen, die
genaueinJahrnachBeginndesrus-
sischen Überfalls auf die Ukraine
stattfindet. Österreichs Außenmi-
nister Alexander Schallenberg (VP)
hat seinerseits die Entscheidung
verteidigt, russischen Abgeordne-

sich dabei klar am Völkerrecht,
sagte Schallenberg.

Leiter der russischen Delegation
ist Pjotr Tolstoi. Der Urenkel des
Schriftstellers Leo Tolstoi gilt als
Vertrauter von Präsident Wladimir
Putin und ist Vize-Vorsitzender
der russischen Duma. Ein weiterer
prominenter Scharfmacher in der
Delegation ist der Leiter des Au-
ßenausschusses in der Duma, Leo-
nid Sluzki. Die beiden stehen auf
der EU-Sanktionsliste wie fast alle
der insgesamt 15 offiziellen russi-
schen Mitglieder der Parlamentari-
schen Versammlung.

Russische Politiker hatten zu-
letzt 2021 an einer Sitzung der
OSZE teilgenommen. Bei den bis-
her letzten beiden Versammlun-
genverweigertendieGastgeberlän-
der Großbritannien und Polen der
russischenDelegation die Einreise.

ten diese Teilnahme zu ermögli-
chen. Schallenberg verwies auf das
Amtssitzabkommen, wonach Ös-
terreich allen Delegierten der teil-
nehmendenStaatendieEinreiseer-
möglichen müsse. Er orientiere

Außenminister Alexander Schallenberg
(VP) Foto: APA/Manhart

„Die Verteilung der An-
teile muss neu gedacht
werden.Mehr Aufgaben
und Inflation bringen

viele Städte und Gemein-
den finanziell ans Limit.“

❚ Klaus Luger, Präsident des
Städtebundes und Bürgermeister

(SP) von Linz

„Wir werden beim
Finanzausgleich verges-
sen. Ich erwarte mir ein
besonders großes Stück

vomKuchen.“
❚Andreas Rabl, Bürgermeister

(FP) von Wels

„Es gibt große Erwartun-
gen an die Städte, die

zentralen Themen unse-
rer Zeit zu lösen: Klima-
krise, Pflege, Kinderbe-
treuung. Aber dafür

brauchen wir auch finan-
zielle Unterstützung.“

❚ Sabine Naderer-Jelinek, Bürger-
meisterin (SP) von Leonding

„Es ist bisher nur gelun-
gen, Erleichterungen für

strukturschwache
Gemeinden zu schaffen.“

❚Anton Froschauer,
Bürgermeister von Perg (VP)

●,,


